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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS (EU) 2016/920 DES RATES 

vom 20. Mai 2016 

über die Unterzeichnung — im Namen der Europäischen Union — des Abkommens zwischen den 
Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäischen Union über den Schutz 
personenbezogener Daten bei der Verhütung, Untersuchung, Aufdeckung und Verfolgung von 

Straftaten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 16 in Verbindung mit 
Artikel 218 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 3. Dezember 2010 ermächtigte der Rat die Kommission, mit der Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika (im Folgenden „Vereinigte Staaten“) Verhandlungen über ein Abkommen über den Schutz personen­
bezogener Daten bei deren Übermittlung und Verarbeitung zum Zwecke der Verhütung, Untersuchung, 
Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten einschließlich terroristischer Handlungen aufzunehmen. 

(2)  Die Verhandlungen mit der Regierung der Vereinigten Staaten sind abgeschlossen; der Wortlaut des Abkommens 
wurde am 8. September 2015 paraphiert. 

(3)  Mit dem Abkommen soll ein umfassender Rahmen von Datenschutzgrundsätzen und -garantien für die 
Übermittlung personenbezogener Daten zum Zwecke der Strafverfolgung zwischen den Vereinigten Staaten 
einerseits und der Europäischen Union oder ihren Mitgliedstaaten andererseits geschaffen werden. Ziel ist es, ein 
hohes Maß an Datenschutz zu gewährleisten und dadurch die Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien zu 
verbessern. Das Abkommen selbst bildet zwar nicht die Rechtsgrundlage für die Übermittlung personenbezogener 
Daten an die Vereinigten Staaten, ergänzt aber erforderlichenfalls die Datenschutzgarantien in bestehenden und 
künftigen Datenübermittlungsübereinkünften oder nationalen Bestimmungen, die zu Datenübermittlungen 
ermächtigen. 

(4)  Sämtliche Bestimmungen des Abkommens fallen in die Zuständigkeit der Union. Insbesondere hat die Union die 
Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, 
Aufdeckung, Untersuchung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien 
Datenverkehr erlassen. Datenübermittlungen durch Mitgliedstaaten vorbehaltlich geeigneter Garantien sind in 
Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie vorgesehen. 
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(1) Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 
2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89). 



(5)  Nach Artikel 6a des dem Vertrag über die Europäische Union (EUV) und dem Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) beigefügten Protokolls Nr. 21 über die Position des Vereinigten Königreichs und 
Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sind die Vorschriften des Abkommens 
über die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Mitgliedstaaten im Rahmen der Ausübung von Tätigkeiten, 
die in den Anwendungsbereich des Dritten Teils Titel V Kapitel 4 und 5 AEUV fallen, für das Vereinigte 
Königreich und Irland nicht bindend, wenn das Vereinigte Königreich und Irland nicht durch die Vorschriften 
gebunden sind, die die Formen der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen oder der polizeilichen 
Zusammenarbeit regeln, nach denen die Bestimmungen des Abkommens eingehalten werden müssen. 

(6)  Nach den Artikeln 2 und 2a des dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position 
Dänemarks ist Dänemark durch die Bestimmungen des Abkommens, die sich auf die Verarbeitung personen­
bezogener Daten durch die Mitgliedstaaten im Rahmen der Ausübung von Tätigkeiten beziehen, die in den 
Anwendungsbereich des Dritten Teils Titel V Kapitel 4 oder 5 AEUV fallen, weder gebunden noch zu ihrer 
Anwendung verpflichtet. 

(7)  Jede Notifikation gemäß Artikel 27 des Abkommens bezüglich des Vereinigten Königreichs, Irlands oder 
Dänemarks sollte gemäß dem Status dieser Mitgliedstaaten nach den einschlägigen Vorschriften des Unionsrechts 
und in enger Abstimmung mit diesen Mitgliedstaaten vorgenommen werden. 

(8)  Das Abkommen sollte vorbehaltlich seines späteren Abschlusses unterzeichnet werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Unterzeichnung des Abkommens — im Namen der Union — zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Europäischen Union über den Schutz personenbezogener Daten bei der Verhütung, Untersuchung, Aufdeckung und 
Verfolgung von Straftaten wird — vorbehaltlich seines Abschlusses — genehmigt (1). 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu bestellen, die befugt ist (sind), das Abkommen im Namen der 
Union zu unterzeichnen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Mai 2016. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
K.H.D.M. DIJKHOFF  
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(1) Der Wortlaut des Abkommens wird gemeinsam mit dem Beschluss über seinen Abschluss veröffentlicht. 



VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2016/921 DER KOMMISSION 

vom 10. Juni 2016 

mit weiteren befristeten Sonderstützungsmaßnahmen für Erzeuger von bestimmtem Obst und 
Gemüse 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1) des Rates, insbesondere auf 
Artikel 219 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 228, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 7. August 2014 verhängte die russische Regierung ein Verbot der Einfuhr bestimmter Erzeugnisse aus der 
Union nach Russland, das auch für Obst und Gemüse gilt. Dieses Verbot hat zu einem ernsthaften Risiko von 
Marktstörungen aufgrund erheblicher Preiseinbrüche geführt, da ein wichtiger Exportmarkt nicht mehr zur 
Verfügung stand. Am 24. Juni 2015 wurde das Einfuhrverbot bis August 2016 verlängert. Im Januar 2016 wurde 
es auch auf die Türkei ausgedehnt. Die Türkei führte enorme Mengen an Obst und Gemüse nach Russland aus. 
Mit der Verlängerung des Verbots besteht das Risiko, dass Erzeugnisse mit Ursprung in der Türkei auf den 
Unionsmarkt oder Drittlandsmärkte umgeleitet werden, wo sie in Konkurrenz zu EU-Erzeugnissen treten. Dies gilt 
vor allem für einige Mitgliedstaaten, in denen der Organisationsgrad des Sektors gering ist. Unter solchen 
Umständen besteht weiterhin ein reales Risiko von Marktstörungen in der Union, und es müssen angemessene 
Maßnahmen erlassen und umgesetzt werden, solange das russische Einfuhrverbot nach wie vor in Kraft ist. 

(2)  Die Gefahr von Marktstörungen besteht vor allem im Sektor Obst und Gemüse, wo in der Regel große Mengen 
verderblicher Erzeugnisse nach Russland ausgeführt wurden. Es hat sich als schwierig erwiesen, die gesamte 
Erzeugung in andere Bestimmungsländer umzuleiten. Unsicherheit in Bezug auf die Verlängerung des Verbots 
kann den Saisonbeginn für viele Erzeugnisse des Sektors beeinträchtigen. 

(3)  Auf dem Unionsmarkt besteht somit weiterhin eine Situation, für die die im Rahmen der Verordnung (EU) 
Nr. 1308/2013 verfügbaren normalen Maßnahmen offenbar nicht ausreichen. 

(4)  Um eine ernstere und längere Marktstörung zu verhindern, sahen die Delegierten Verordnungen (EU) 
Nr. 913/2014 (2), (EU) Nr. 932/2014 (3), (EU) Nr. 1031/2014 (4) und (EU) 2015/1369 (5) der Kommission auf der 
Grundlage der traditionellen Ausfuhren nach Russland berechnete Höchstbeträge zur Unterstützung von 
Marktrücknahmen sowie von Maßnahmen des Nichterntens und der Ernte vor der Reifung vor. Da weiterhin ein 
Risiko von Marktstörungen besteht, müssen die ursprünglich mit diesen Verordnungen eingeführten Maßnahmen 
angepasst werden. 

(5)  Die befristeten Sonderstützungsmaßnahmen sollten daher für alle unter die Delegierte Verordnung (EU) 
Nr. 1031/2014 fallenden Erzeugnisse um ein weiteres Jahr oder bis zu einer Änderung der Handelssituation 
zwischen der Union und Russland verlängert werden. Darüber hinaus sollten Süßkirschen und Kakifrüchte in die 
Liste der Erzeugnisse aufgenommen werden, die für eine finanzielle Unterstützung in Betracht kommen, da diese 
Erzeugnisse bisher von einigen Mitgliedstaaten nach Russland ausgeführt wurden. 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 913/2014 der Kommission vom 21. August 2014 mit befristeten Sondermaßnahmen zur Unterstützung 

für Pfirsich- und Nektarinenerzeuger (ABl. L 248 vom 22.8.2014, S. 1). 
(3) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 932/2014 der Kommission vom 29. August 2014 mit befristeten Sonderstützungsmaßnahmen für 

Erzeuger von bestimmtem Obst und Gemüse und zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 913/2014 (ABl. L 259 vom 
30.8.2014, S. 2). 

(4) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1031/2014 der Kommission vom 29. September 2014 mit weiteren befristeten Sonder­
stützungsmaßnahmen für Erzeuger von bestimmtem Obst und Gemüse (ABl. L 284 vom 30.9.2014, S. 22). 

(5) Delegierte Verordnung (EU) 2015/1369 der Kommission vom 7. August 2015 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 1031/2014 mit weiteren befristeten Sonderstützungsmaßnahmen für Erzeuger von bestimmtem Obst und Gemüse (ABl. L 211 vom 
8.8.2015, S. 17). 



(6)  Die vorübergehende finanzielle Unterstützung der Union sollte unter Berücksichtigung der von dem Embargo 
betroffenen geschätzten Mengen gewährt werden. Diese Mengen sollten für jeden Mitgliedstaat auf der Grundlage 
der in Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) 2015/1369 festgesetzten Mengen berechnet werden. Darüber 
hinaus sollten die Mengen deutlich gesenkt werden, da die Erzeuger mehr Zeit hatten, um sich auf die Situation 
einzustellen und neue Absatzmärkte zu erschließen. 

(7)  Sofern die Inanspruchnahme der Sonderstützungsmaßnahmen in einem Mitgliedstaat für ein bestimmtes 
Erzeugnis sehr gering war und die Verwaltungskosten für die Gewährung der Stützung somit unverhältnismäßig 
hoch ausfallen, sollte der betreffende Mitgliedstaat die Möglichkeit haben, sich gegen die Durchführung der 
betreffenden Maßnahmen zu entscheiden. 

(8)  Es wird davon ausgegangen, dass unter diese Verordnung fallende Erzeugnisse, die nach Russland ausgeführt 
worden wären, auf die Märkte anderer Mitgliedstaaten gelangt sind oder gelangen werden. Erzeuger derselben 
Erzeugnisse in diesen Mitgliedstaaten, die ihre Erzeugnisse traditionell nicht nach Russland ausführen, werden 
daher möglicherweise mit einer erheblichen Marktstörung und einem Preisrückgang konfrontiert. Zur weiteren 
Stabilisierung des Marktes sollte daher für Erzeuger in allen Mitgliedstaaten für eines oder mehrere der unter diese 
Verordnung fallenden Erzeugnisse ebenfalls eine vorübergehende finanzielle Unterstützung der Union zur 
Verfügung stehen, wobei die Gesamtmenge jedoch 3 000 Tonnen je Mitgliedstaat nicht überschreiten sollte. 

(9)  Es sollte den Mitgliedstaaten freistehen, die Menge von 3 000 Tonnen nicht in Anspruch zu nehmen. In diesem 
Falle sollten sie die Kommission rechtzeitig davon in Kenntnis setzen, damit diese über eine mögliche 
Neuzuweisung der nicht in Anspruch genommenen Mengen entscheiden kann. 

(10)  Bei einem Überangebot an Obst und Gemüse wegen vorübergehender und unvorhersehbarer Umstände sind 
Marktrücknahme, Nichternten und Ernte vor der Reifung wirksame Krisenmanagementmaßnahmen. Die 
Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit haben, die ihnen zur Verfügung gestellten Mengen einer oder mehreren 
dieser Maßnahmen zuzuteilen, um die verfügbaren Beträge möglichst effizient zu nutzen. 

(11)  Wie in der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 932/2014 vorgesehen, sollte die Vorschrift, nach der unterstützte 
Marktrücknahmen auf 5 % der Menge der vermarkteten Erzeugung beschränkt sind, vorübergehend aufgehoben 
werden. Die finanzielle Unterstützung der Union sollte daher auch dann gewährt werden, wenn die Rücknahmen 
die Obergrenze von 5 % übersteigen. 

(12)  Die vorübergehende finanzielle Unterstützung der Union für Marktrücknahmen sollte auf der Grundlage der in 
Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission (1) für Marktrücknahmen zur 
kostenlosen Verteilung bzw. für andere Bestimmungszwecke genannten Beträge gewährt werden. Für Erzeugnisse, 
für die in Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 kein Betrag aufgeführt ist, sollten in der 
vorliegenden Verordnung Höchstbeträge festgesetzt werden. 

(13)  Da sich die in Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für Tomaten/Paradeiser festgesetzten 
Beträge auf das Wirtschaftsjahr für Tomaten/Paradeiser zur Verarbeitung bzw. für Tomaten/Paradeiser zum 
Direktverzehr beziehen, sollte präzisiert werden, dass der Höchstbetrag für Tomaten/Paradeiser zum Direktverzehr 
für die Zwecke der vorliegenden Verordnung dem für den Zeitraum vom 1. November bis zum 31. Mai geltenden 
Betrag entspricht. 

(14)  Um angesichts der außerordentlichen Marktstörungen sicherzustellen, dass alle Obst- und Gemüseerzeuger von 
der Union unterstützt werden, sollte die vorübergehende finanzielle Unterstützung der Union für 
Marktrücknahmen auf Obst- und Gemüseerzeuger ausgeweitet werden, die nicht Mitglied einer anerkannten 
Erzeugerorganisation sind. 

(15)  Um die kostenlose Verteilung von aus dem Markt genommenem Obst und Gemüse an Einrichtungen wie 
Wohlfahrtsverbände und Schulen und andere von den Mitgliedstaaten genehmigte gleichwertige 
Bestimmungszwecke zu fördern, sollten die in Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
festgesetzten Höchstbeträge zu 100 % auch für Erzeuger gelten, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugeror­
ganisation sind. Bei Rücknahmen für andere Bestimmungszwecke als die kostenlose Verteilung sollten diese 
Erzeuger 50 % der festgesetzten Höchstbeträge erhalten. In diesem Zusammenhang sollten Erzeuger, die nicht 
Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind, die gleichen oder ähnliche Bedingungen erfüllen wie die 
Erzeugerorganisationen. Daher sollten sie ebenso wie anerkannte Erzeugerorganisationen den einschlägigen 
Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 und der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
unterliegen. 
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(1) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse (ABl. L 157 vom 
15.6.2011, S. 1). 



(16)  Erzeugerorganisationen sind die Hauptakteure des Sektors Obst und Gemüse und sind am besten in der Lage zu 
gewährleisten, dass die vorübergehende finanzielle Unterstützung der Union für Marktrücknahmen auch 
Erzeugern gezahlt wird, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind. Sie sollten sicherstellen, 
dass diese Unterstützung Erzeugern, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind, nach 
Abschluss eines Vertrags gezahlt wird. Da der Organisationsgrad der Angebotsseite auf dem Obst- und 
Gemüsemarkt nicht in allen Mitgliedstaaten gleich ist, sollte es der zuständigen Behörde des jeweiligen 
Mitgliedstaats erlaubt sein, die Unterstützung direkt an die Erzeuger zu zahlen, wenn dies gerechtfertigt ist. 

(17)  Die Mitgliedstaaten sollten die Beträge der Unterstützung für das Nichternten und die Ernte vor der Reifung je 
Hektar so festsetzen, dass sie 90 % der Höchstbeträge für Marktrücknahmen für andere Bestimmungszwecke als 
die kostenlose Verteilung, die in Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 bzw. — bei 
Erzeugnissen, für die in dem genannten Anhang keine Beträge genannt sind — in der vorliegenden Verordnung 
festgesetzt sind, nicht überschreiten. Bei Tomaten/Paradeisern für den Direktverzehr sollte der von den 
Mitgliedstaaten zu berücksichtigende Betrag dem in Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
für den Zeitraum vom 1. November bis zum 31. Mai festgesetzten Betrag entsprechen. Das Nichternten sollte 
auch dann unterstützt werden, wenn die gewerbliche Erzeugung bereits während des normalen Anbauzyklus auf 
der betreffenden Fläche stattgefunden hat. 

(18)  Erzeugerorganisationen bündeln das Angebot und können rascher reagieren als Erzeuger, die nicht Mitglied einer 
solchen Organisation sind, da sie mit größeren Mengen arbeiten und dadurch unmittelbar auf den Markt 
einwirken. Um die Durchführung der in dieser Verordnung vorgesehenen Sonderstützungsmaßnahmen effizienter 
zu gestalten und die Stabilisierung der Märkte zu beschleunigen, sollte daher für Erzeuger, die Mitglied einer 
anerkannten Erzeugerorganisation sind, die vorübergehende finanzielle Unterstützung der Union für 
Marktrücknahmen mit anderen Bestimmungszwecken als der kostenlosen Verteilung auf 75 % der jeweiligen 
Höchstbeträge angehoben werden, die für die Unterstützung für Marktrücknahmen mit anderen 
Bestimmungszwecken festgesetzt sind. 

(19)  Wie bei Marktrücknahmen sollte die vorübergehende finanzielle Unterstützung der Union auch für das 
Nichternten und die Ernte vor der Reifung auf Erzeuger ausgeweitet werden, die nicht Mitglied einer anerkannten 
Erzeugerorganisation sind. Die finanzielle Unterstützung sollte sich auf 50 % der für Erzeugerorganisationen 
festgesetzten Unterstützungshöchstbeträge belaufen. 

(20)  Angesichts der großen Zahl von Erzeugern, die nicht Mitglied einer Erzeugerorganisation sind, und des Bedarfs an 
Kontrollen, die zuverlässig, aber auch durchführbar sind, sollte Erzeugern, die nicht Mitglied einer Erzeugerorga­
nisation sind, für die Ernte vor der Reifung von Obst und Gemüse, dessen normale Ernte bereits begonnen hat, 
sowie für Maßnahmen des Nichterntens, wenn die gewerbliche Erzeugung bereits während des normalen 
Anbauzyklus auf der betreffenden Fläche stattgefunden hat, keine vorübergehende finanzielle Unterstützung der 
Union gewährt werden. In diesem Zusammenhang sollten Erzeuger, die nicht Mitglied einer anerkannten 
Erzeugerorganisation sind, ebenso wie anerkannte Erzeugerorganisationen den einschlägigen Vorschriften der 
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 und der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 unterliegen. 

(21)  Für Erzeuger, die nicht Mitglied einer Erzeugerorganisation sind, sollte die Zahlung der vorübergehenden 
finanziellen Unterstützung der Union für Maßnahmen des Nichterntens und der Ernte vor der Reifung direkt von 
der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats vorgenommen werden. Die zuständige Behörde sollte den Erzeugern 
die jeweiligen Beträge im Einklang mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 und den einschlägigen 
nationalen Vorschriften und Verfahren zahlen. 

(22)  Um zu gewährleisten, dass die vorübergehende finanzielle Unterstützung der Union für die Erzeuger von 
bestimmtem Obst und Gemüse für die vorgesehenen Zwecke verwendet wird und die Mittel aus dem 
Unionshaushalt effizient eingesetzt werden, sollten die Mitgliedstaaten Kontrollen in angemessenem Umfang 
durchführen. Insbesondere sollten Dokumentenprüfungen, Nämlichkeitskontrollen und physische Kontrollen 
sowie Vor-Ort-Kontrollen für eine angemessene Zahl von Erzeugnissen, Flächen, Erzeugerorganisationen und 
Erzeugern, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind, durchgeführt werden. Die 
Mitgliedstaaten sollten dafür sorgen, dass Marktrücknahmen, die Ernte vor der Reifung und das Nichternten bei 
Tomaten/Paradeisern nur Sorten betreffen, die für den Direktverzehr bestimmt sind. 

(23)  Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission in regelmäßigen Abständen die von Erzeugerorganisationen und 
Nichtmitglieder-Erzeugern durchgeführten Maßnahmen mitteilen. 

(24)  Um eine ernstere und längere Marktstörung zu verhindern und die Stabilisierung der Preise wirksam zu 
gewährleisten, müssen die derzeit geltenden Maßnahmen, die am 30. Juni 2016 auslaufen, ohne Unterbrechung 
fortgesetzt werden. Diese Verordnung sollte daher am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten und ab diesem 
Zeitpunkt oder ab dem 1. Juli 2016 gelten, je nachdem, welcher Zeitpunkt der spätere ist — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand und Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung enthält Vorschriften über die finanzielle Unterstützung der Union (im Folgenden „finanzielle 
Unterstützung“) für befristete Stützungsmaßnahmen für gemäß Artikel 154 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 
anerkannte Erzeugerorganisationen im Sektor Obst und Gemüse sowie für Erzeuger, die nicht Mitglied einer solchen 
Organisation sind. 

Diese befristeten Stützungsmaßnahmen werden für Marktrücknahme, Nichternten und Ernte vor der Reifung gewährt. 

(2) Die Unterstützung gemäß Absatz 1 wird für folgende für den Direktverzehr bestimmte Erzeugnisse des Sektors 
Obst und Gemüse gewährt: 

a)  Tomaten/Paradeiser des KN-Codes 0702 00 00; 

b)  Karotten des KN-Codes 0706 10 00; 

c)  Kohl des KN-Codes 0704 90 10; 

d)  Gemüsepaprika oder Paprika ohne brennenden Geschmack des KN-Codes 0709 60 10; 

e)  Blumenkohl/Karfiol und Romanesco des KN-Codes 0704 10 00; 

f)  Gurken des KN-Codes 0707 00 05; 

g)  Cornichons des KN-Codes 0707 00 90; 

h)  Pilze der Gattung Agaricus des KN-Codes 0709 51 00; 

i)  Äpfel des KN-Codes 0808 10; 

j)  Birnen des KN-Codes 0808 30; 

k)  Pflaumen des KN-Codes 0809 40 05; 

l)  Beerenobst der KN-Codes 0810 20, 0810 30 und 0810 40; 

m)  frische Tafeltrauben des KN-Codes 0806 10 10; 

n)  Kiwifrüchte des KN-Codes 0810 50 00; 

o)  Süßorangen des KN-Codes 0805 10 20; 

p)  Clementinen des KN-Codes 0805 20 10; 

q)  Mandarinen (einschließlich Tangerinen und Satsumas), Wilkings und ähnliche Kreuzungen von Zitrusfrüchten der 
KN-Codes 0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70 und 0805 20 90; 

r)  Zitronen des KN-Codes 0805 50 10; 

s)  Pfirsiche und Nektarinen des KN-Codes 0809 30; 

t)  Süßkirschen des KN-Codes 0809 29 00; 

u)  Kakifrüchte des KN-Codes 0810 70 00. 
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(3) Die Unterstützung gemäß Absatz 1 wird für Tätigkeiten gewährt, die — je nachdem, welcher Zeitpunkt der 
spätere ist — ab dem 1. Juli 2016 oder ab dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung bis zu dem Zeitpunkt, an dem 
die in Artikel 2 Absatz 1 festgesetzten Mengen in den einzelnen Mitgliedstaaten erschöpft sind, bzw. bis zum 30. Juni 
2017 durchgeführt werden, je nachdem, welcher Zeitpunkt früher eintritt. 

(4) Falls sich die Situation für die Einfuhr bestimmter Erzeugnisse aus der Union nach Russland vor dem 30. Juni 
2017 ändert, kann die Kommission die vorliegende Verordnung entsprechend ändern oder aufheben. 

Artikel 2 

Zuweisung der Höchstmengen an die Mitgliedstaaten 

(1) Die finanzielle Unterstützung für die Stützungsmaßnahmen gemäß Artikel 1 Absatz 1 wird den Mitgliedstaaten 
für die in Anhang I festgesetzten Erzeugnismengen zur Verfügung gestellt. 

Die finanzielle Unterstützung steht den Mitgliedstaaten auch für Marktrücknahmen sowie für Maßnahmen der Ernte vor 
der Reifung oder des Nichterntens in Bezug auf eines oder mehrere der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Erzeugnisse, die 
von den Mitgliedstaaten bestimmt werden, zur Verfügung, sofern die betreffende zusätzliche Menge 3 000 Tonnen je 
Mitgliedstaat nicht überschreitet. 

(2) In Bezug auf die Mengen je Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 können die Mitgliedstaaten für jedes Erzeugnis gemäß 
Artikel 1 Absatz 2 Folgendes festlegen: 

a)  die Mengen für Marktrücknahmen zur kostenlosen Verteilung; 

b)  die Mengen für Marktrücknahmen für andere Bestimmungszwecke als die kostenlose Verteilung; 

c)  die jeweilige Fläche für die Ernte vor der Reifung und das Nichternten. 

(3) Sofern die in einem Mitgliedstaat zwischen dem 8. August 2015 und dem 30. Juni 2016 gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) Nr. 1031/2014 tatsächlich vom Markt genommene Menge für eine der in Anhang Ib der genannten 
Verordnung definierten Erzeugniskategorien weniger als 5 % der dem betreffenden Mitgliedstaat für die betreffende 
Erzeugniskategorie zugewiesenen Gesamtmenge beträgt, kann der Mitgliedstaat beschließen, die ihm in Anhang I 
zugewiesene Menge nicht in Anspruch zu nehmen. In diesem Fall teilt der Mitgliedstaat seinen Beschluss bis zum 
31. Oktober 2016 der Kommission mit. Ab dem Zeitpunkt dieser Mitteilung kommen in dem betreffenden Mitgliedstaat 
für diese Erzeugniskategorie durchgeführte Maßnahmen der Marktrücknahme, des Nichterntens und der Ernte vor der 
Reifung für eine finanzielle Unterstützung nicht in Betracht. 

(4) Die Mitgliedstaaten können bis zum 31. Oktober 2016 beschließen, die Menge von 3 000 Tonnen gemäß 
Absatz 1 Unterabsatz 2 oder einen Teil davon nicht in Anspruch zu nehmen. Bis zum selben Datum teilt der betreffende 
Mitgliedstaat der Kommission mit, welche Mengen nicht in Anspruch genommen werden. Ab dem Zeitpunkt dieser 
Mitteilung kommen in dem betreffenden Mitgliedstaat für eine bestimmte Erzeugniskategorie durchgeführte Maßnahmen 
der Marktrücknahme, des Nichterntens und der Ernte vor der Reifung für eine finanzielle Unterstützung im Rahmen 
dieser Verordnung nicht in Betracht. 

Artikel 3 

Zuweisung der Mengen an die Erzeuger 

Die Mitgliedstaaten weisen die Mengen gemäß Artikel 2 Absatz 1 Erzeugerorganisationen und Erzeugern, die nicht 
Mitglied einer Erzeugerorganisation sind, nach dem Windhundverfahren zu. 

Die Mitgliedstaaten können jedoch die Einführung einer anderen Regelung für die Zuweisung der Mengen beschließen, 
sofern die eingeführte Regelung auf objektiven und nicht diskriminierenden Kriterien beruht. Zu diesem Zweck können 
die Mitgliedstaaten berücksichtigen, wie stark sich das russische Einfuhrverbot auf die betreffenden Erzeuger auswirkt. 

Artikel 4 

Gemeinsame Bestimmungen für Maßnahmen der Marktrücknahme, des Nichterntens und der Ernte vor der 
Reifung, die von Erzeugerorganisationen vorgenommen werden 

(1) Die Unterstützung für Marktrücknahmen sowie Maßnahmen des Nichterntens und der Ernte vor der Reifung, die 
von Erzeugerorganisationen gemäß dieser Verordnung vorgenommen werden, wird Erzeugerorganisationen auch dann 
gewährt, wenn ihre operationellen Programme und die nationalen Strategien der Mitgliedstaaten keine solchen 
Maßnahmen vorsehen. 
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Die Unterstützung gemäß Unterabsatz 1 bleibt bei der Berechnung der Obergrenzen gemäß Artikel 34 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 unberücksichtigt. 

Artikel 32 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 und Artikel 55 Absatz 4 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 543/2011 gelten nicht für die finanzielle Unterstützung gemäß der vorliegenden Verordnung. 

(2) Die in Artikel 33 Absatz 3 Unterabsatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 genannte Obergrenze von einem 
Drittel der Ausgaben und der in Artikel 66 Absatz 3 Buchstabe c der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
genannte Höchstsatz von 25 % für die Anhebung des Betriebsfonds gelten nicht in Bezug auf Ausgaben, die für 
Marktrücknahmen, Nichternten und Ernte vor der Reifung gemäß der vorliegenden Verordnung getätigt werden. 

(3) Die gemäß den Artikeln 5 und 7 getätigten Ausgaben sind Teil des Betriebsfonds der Erzeugerorganisation. 

(4) Ist die Anerkennung einer Erzeugerorganisation gemäß Artikel 114 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 543/2011 ausgesetzt, so gelten die Mitglieder dieser Erzeugerorganisation für die Zwecke der Artikel 6 und 8 als 
Erzeuger, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind. 

Artikel 5 

Finanzielle Unterstützung für Erzeugerorganisationen für Marktrücknahmen 

(1) Der Höchstsatz von 5 % gemäß Artikel 34 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 und Artikel 79 
Absatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 gilt nicht für Maßnahmen im Rahmen der vorliegenden 
Verordnung. 

(2) Die Höchstbeträge der finanziellen Unterstützung für Marktrücknahmen der Erzeugerorganisationen sind in 
Anhang II festgesetzt. 

(3) Abweichend von Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 beläuft sich die finanzielle 
Unterstützung für Marktrücknahmen für andere Bestimmungszwecke als die kostenlose Verteilung auf 75 % der in 
Anhang II der vorliegenden Verordnung genannten Unterstützungshöchstbeträge für andere Bestimmungszwecke. 

Artikel 6 

Finanzielle Unterstützung für Erzeuger, die nicht Mitglied einer Erzeugerorganisation sind, für 
Marktrücknahmen 

(1) Die Höchstbeträge der finanziellen Unterstützung für Erzeuger, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorga­
nisation sind, für Marktrücknahmen zur kostenlosen Verteilung sind in Anhang II festgesetzt. 

Die Höchstbeträge der finanziellen Unterstützung für Erzeuger, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation 
sind, für Marktrücknahmen für andere Bestimmungszwecke als die kostenlose Verteilung belaufen sich auf 50 % der in 
Anhang II festgesetzten Beträge. 

(2) Erzeuger, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind, schließen mit einer solchen Organisation 
einen Vertrag über die gesamte zu liefernde Erzeugnismenge. Die Erzeugerorganisationen akzeptieren alle zumutbaren 
Anträge von Erzeugern, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind. Die Mengen, die von Erzeugern 
geliefert werden, die nicht Mitglied einer Erzeugerorganisation sind, müssen den regionalen Erträgen und der 
betreffenden Fläche entsprechen. 

Die finanzielle Unterstützung wird an Erzeuger, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind, von der 
Erzeugerorganisation gezahlt, mit der sie einen solchen Vertrag geschlossen haben 

Die Beträge, die den tatsächlichen Kosten entsprechen, die der Erzeugerorganisation bei der Marktrücknahme der 
jeweiligen Erzeugnisse entstanden sind, werden von dieser Organisation einbehalten. Diese Kosten sind anhand von 
Rechnungen nachzuweisen. 
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(3) In hinreichend begründeten Fällen, etwa wenn der Organisationsgrad der Erzeuger in dem betreffenden 
Mitgliedstaat gering ist, können die Mitgliedstaaten auf nichtdiskriminierende Weise erlauben, dass ein Erzeuger, der 
nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation ist, der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats die zu liefernde 
Menge mitteilt, anstatt den in Absatz 2 genannten Vertrag zu schließen. Für eine solche Mitteilung gilt Artikel 78 der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 sinngemäß. Die Mengen, die von Erzeugern geliefert werden, die nicht 
Mitglied einer Erzeugerorganisation sind, müssen den regionalen Erträgen und der betreffenden Fläche entsprechen. 

In diesen Fällen zahlt die zuständige Behörde des Mitgliedstaats die finanzielle Unterstützung direkt an den Erzeuger. Zu 
diesem Zweck erlassen die Mitgliedstaaten neue oder wenden bereits bestehende nationale Vorschriften oder Verfahren 
an. 

(4) In Bezug auf den vorliegenden Artikel gelten die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013, die Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 543/2011 und Artikel 4 der vorliegenden Verordnung sinngemäß. 

Artikel 7 

Finanzielle Unterstützung für Erzeugerorganisationen für das Nichternten oder die Ernte vor der Reifung 

(1) Abweichend von Artikel 85 Absatz 4 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 setzen die Mitgliedstaaten 
den Unterstützungsbetrag, der sowohl die finanzielle Unterstützung der Union als auch den Beitrag der Erzeugerorga­
nisation für das Nichternten und die Ernte vor der Reifung umfasst, als hektarbezogene Zahlung und in einer Höhe fest, 
die nicht mehr als 90 % der in Anhang II der vorliegenden Verordnung festgesetzten Beträge für Marktrücknahmen für 
andere Bestimmungszwecke als die kostenlose Verteilung deckt. Die Unterstützung für die Ernte vor der Reifung 
erstreckt sich nur auf die Erzeugnisse, die sich physisch auf den Feldern befinden und tatsächlich vor der Reifung 
geerntet werden. 

Abweichend von Artikel 34 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 entspricht die finanzielle Unterstützung der 
Union für das Nichternten und die Ernte vor der Reifung 75 % der von den Mitgliedstaaten gemäß Unterabsatz 1 
festgesetzten Beträge. 

(2) Abweichend von Artikel 85 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 können 
Maßnahmen des Nichterntens gemäß Artikel 84 Absatz 1 Buchstabe b der genannten Verordnung auch dann 
durchgeführt werden, wenn eine gewerbliche Erzeugung bereits während des normalen Anbauzyklus auf der 
betreffenden Fläche stattgefunden hat. In solchen Fällen wird der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte 
Unterstützungsbetrag nach Maßgabe der bereits geernteten Erzeugung anteilig gekürzt, die auf der Grundlage der 
Bestands- und Finanzbuchführung der betreffenden Erzeugerorganisationen festgestellt wird. 

Artikel 8 

Finanzielle Unterstützung für Erzeuger, die nicht Mitglied von Erzeugerorganisationen sind, für das 
Nichternten oder die Ernte vor der Reifung 

(1) Abweichend von Artikel 85 Absatz 3 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 gilt Folgendes: 

a)  Die Unterstützung für die Ernte vor der Reifung erstreckt sich nur auf die Erzeugnisse, die sich physisch auf den 
Feldern befinden, tatsächlich vor der Reifung geerntet werden und deren normale Ernte noch nicht begonnen hat; 

b)  Maßnahmen des Nichterntens sind nicht durchzuführen, wenn eine gewerbliche Erzeugung bereits während des 
normalen Anbauzyklus auf der betreffenden Fläche stattgefunden hat; 

c)  die Ernte vor der Reifung und das Nichternten dürfen in keinem Fall für das gleiche Erzeugnis und die gleiche Fläche 
angewendet werden. 

(2) Die Beträge der finanziellen Unterstützung für Maßnahmen des Nichterntens und der Ernte vor der Reifung 
entsprechen 50 % der von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 7 Absatz 1 festgesetzten Beträge. 

(3) Erzeuger, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind, richten an die zuständige Behörde des 
Mitgliedstaats eine angemessene Mitteilung entsprechend eingehenden Bestimmungen, die von dem Mitgliedstaat gemäß 
Artikel 85 Absatz 1 Buchstabe a der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 erlassen werden. 
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(4) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats zahlt die finanzielle Unterstützung direkt an den Erzeuger. Zu diesem 
Zweck erlassen die Mitgliedstaaten neue oder wenden bereits bestehende nationale Vorschriften oder Verfahren an. 

(5) In Bezug auf den vorliegenden Artikel gelten die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 und die Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 543/2011 sinngemäß. 

Artikel 9 

Kontrollen der Maßnahmen der Marktrücknahme, des Nichterntens und der Ernte vor der Reifung 

(1) Die Maßnahmen der Marktrücknahme gemäß den Artikeln 5 und 6 unterliegen: 

a)  Kontrollen der ersten Stufe gemäß Artikel 108 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011. Diese Kontrollen 
erstrecken sich auf mindestens 10 % der Menge der aus dem Markt genommenen Erzeugnisse und mindestens 10 % 
der Erzeugerorganisationen, denen die finanzielle Unterstützung der Union gemäß Artikel 5 der vorliegenden 
Verordnung gewährt wird. 

Bei den Maßnahmen der Marktrücknahme gemäß Artikel 6 Absatz 3 erstrecken sich die Kontrollen der ersten Stufe 
jedoch auf 100 % der Menge der aus dem Markt genommenen Erzeugnisse. 

b)  Kontrollen der zweiten Stufe gemäß Artikel 109 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011. Die Vor-Ort- 
Kontrollen erstrecken sich jedoch auf mindestens 40 % der Einrichtungen, die den Kontrollen der ersten Stufe 
unterliegen, und mindestens 5 % der Menge der aus dem Markt genommenen Erzeugnisse. 

(2) Die Maßnahmen des Nichterntens und der Ernte vor der Reifung gemäß den Artikeln 7 und 8 unterliegen den 
Kontrollen und Bedingungen gemäß Artikel 110 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 — ausgenommen 
die Anforderung, dass keine teilweise Ernte erfolgte —, wenn die abweichende Regelung gemäß Artikel 7 Absatz 2 der 
vorliegenden Verordnung Anwendung findet. Die Kontrollen erstrecken sich auf mindestens 25 % der betreffenden 
Fläche. 

Bei den Maßnahmen des Nichterntens und der Ernte vor der Reifung gemäß Artikel 8 erstrecken sich die Kontrollen auf 
100 % der betreffenden Fläche. 

(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen angemessene Kontrollmaßnahmen, um zu gewährleisten, dass die Maßnahmen der 
Marktrücknahme, des Nichterntens und der Ernte vor der Reifung bei Tomaten/Paradeisern nur für Sorten gelten, die für 
den Direktverzehr vorgesehen sind. 

Artikel 10 

Beantragung und Zahlung der finanziellen Unterstützung 

(1) Die Erzeugerorganisationen müssen die Zahlung der in den Artikeln 5 und 7 genannten finanziellen 
Unterstützung bis zum 31. Juli 2017 beantragen. 

(2) Erzeuger, die nicht Mitglied einer anerkannten Erzeugerorganisation sind und keinen Vertrag mit einer 
anerkannten Erzeugerorganisation geschlossen haben, wenden sich für die Zahlung der finanziellen Unterstützung 
gemäß den Artikeln 6 und 8 bis zum 31. Juli 2017 an die von den Mitgliedstaaten benannten zuständigen Behörden. 

(3) Den Zahlungsanträgen sind Belege zur Begründung der Höhe der beantragten finanziellen Unterstützung sowie 
eine schriftliche Bestätigung beizufügen, der zufolge der Antragsteller eine Doppelfinanzierung aus EU- oder einzelstaat­
lichen Mitteln oder einen Doppelausgleich im Rahmen einer Versicherungspolice für die Maßnahmen, die für eine 
finanzielle Unterstützung gemäß der vorliegenden Verordnung in Betracht kommen, weder erhalten hat noch erhalten 
wird. 

Artikel 11 

Mitteilungen 

(1) Am ersten Tag eines jeden Monats bis zum 1. Oktober 2017 teilen die Mitgliedstaaten der Kommission für jedes 
Erzeugnis Folgendes mit: 

a)  die zur kostenlosen Verteilung vom Markt genommenen Mengen; 

b)  die für andere Bestimmungszwecke als die kostenlose Verteilung vom Markt genommenen Mengen; 
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c)  die jeweilige Fläche für Ernten vor der Reifung und Nichternten; 

d)  die Gesamtausgaben für die Mengen und Flächen gemäß den Buchstaben a, b und c. 

In diese Mitteilungen sind nur bereits durchgeführte Maßnahmen aufzunehmen. 

Für diese Mitteilungen verwenden die Mitgliedstaaten das Muster in Anhang III. 

(2) Bei ihrer ersten Mitteilung teilen die Mitgliedstaaten der Kommission unter Verwendung der Muster in Anhang IV 
die von ihnen gemäß Artikel 79 Absatz 1 oder Artikel 85 Absatz 4 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
sowie den Artikeln 5 bis 8 der vorliegenden Verordnung festgesetzten Unterstützungsbeträge mit. 

Artikel 12 

Zahlung der finanziellen Unterstützung der Union 

Die Ausgaben der Mitgliedstaaten aufgrund von Zahlungen im Rahmen dieser Verordnung kommen nur dann für die 
finanzielle Unterstützung in Betracht, wenn sie vor dem 30. September 2017 getätigt werden. 

Artikel 13 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Juli 2016 oder ab dem Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union, je nachdem, 
welcher Zeitpunkt der spätere ist. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Den Mitgliedstaaten zugewiesene Höchstmengen von Erzeugnissen Gemäß Artikel 2 Absatz 1 

(in Tonnen)  

Äpfel und Birnen 
Pflaumen,  

Tafeltrauben und  
Kiwifrüchte 

Tomaten/Paradeiser, 
Karotten, Gemüse­

paprika und 
Paprika ohne 
brennenden 

Geschmack, Gurken 
und Cornichons 

Orangen, Clemen­
tinen, Mandarinen 

und Zitronen 

Pfirsiche und  
Nektarinen 

Bulgarien     300 

Belgien 25 700  5 000   

Deutschland 1 900     

Griechenland 800 4 900 400 2 400 6 300 

Spanien 2 300 1 500 6 900 16 600 11 500 

Frankreich 3 600  1 000  100 

Kroatien 600   1 000  

Italien 5 300 4 600 200 1 000 2 800 

Zypern    3 600  

Lettland 200  400   

Litauen   900   

Ungarn  100    

Niederlande 6 900  6 800   

Österreich 600     

Polen 88 900 500 9 400  600 

Schweden 1 100       
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ANHANG II 

Höchstbeträge der Unterstützung für Marktrücknahmen Gemäß den Artikeln 5, 6 und 7 

(EUR/100 kg) 

Erzeugnis 
Höchstbetrag der Unterstützung 

Kostenlose Verteilung Andere Bestimmungszwecke 

Blumenkohle 15,69 10,52 

Tomaten/Paradeiser 27,45 18,30 

Äpfel 16,98 13,22 

Frische Tafeltrauben 39,16 26,11 

Nektarinen 26,90 26,90 

Pfirsiche 26,90 26,90 

Birnen 23,85 15,90 

Orangen 21,00 21,00 

Mandarinen 19,50 19,50 

Clementinen 22,16 19,50 

Satsumas 19,50 19,50 

Zitronen 23,99 19,50 

Karotten 12,81 8,54 

Kohl 5,81 3,88 

Gemüsepaprika oder Paprika ohne brennenden Geschmack 44,40 30,00 

Romanesco 15,69 10,52 

Gurken und Cornichons 24,00 16,00 

Pilze 43,99 29,33 

Pflaumen 34,00 20,40 

Beerenobst 12,76 8,50 

Kiwifrüchte 29,69 19,79 

Kakifrüchte 21,02 14,01 

Kirschen 48,14 32,09   
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ANHANG III 

Muster für die Mitteilungen gemäß Artikel 11 Absatz 1 

MITTEILUNG ÜBER MARKTRÜCKNAHMEN — KOSTENLOSE VERTEILUNG  

Mitgliedstaat: … Abgedeckter Zeitraum: … Datum: …  

Erzeugnis 

Erzeugerorganisationen Nichtmitglieder-Erzeuger 

Mengen ins­
gesamt 

(t) 

Finanzielle 
Unterstüt­
zung der 

Union insge­
samt 
(EUR) 

Mengen 
(t) 

Finanzielle Unterstützung der Union (EUR) 

Mengen 
(t) 

Finanzielle Unterstützung der Union (EUR) 

Markt­
rück­

nahme 

Beförde­
rung 

Sortieren 
und 

Verpa­
cken 

INSGESAMT 
Markt­
rück­

nahme 

Beförde­
rung 

Sortieren 
und 

Verpa­
cken 

INSGESAMT 

(a) (b) (c) (d) (e) = (b) + (c) + (d) (f) (g) (h) (i) (j) = (g) + (h) + (i) (k) = (a) + (f) (l) = (e) + (j) 

Äpfel             

Birnen             

Äpfel und Birnen insgesamt             

Tomaten/Paradeiser             

Karotten             

Gemüsepaprika oder Paprika 
ohne brennenden Geschmack             

Gurken und Cornichons             

Gemüse insgesamt             

Pflaumen             

Frische Tafeltrauben             

Kiwifrüchte             

Sonstiges Obst insgesamt             
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Erzeugnis 

Erzeugerorganisationen Nichtmitglieder-Erzeuger 

Mengen ins­
gesamt 

(t) 

Finanzielle 
Unterstüt­
zung der 

Union insge­
samt 
(EUR) 

Mengen 
(t) 

Finanzielle Unterstützung der Union (EUR) 

Mengen 
(t) 

Finanzielle Unterstützung der Union (EUR) 

Markt­
rück­

nahme 

Beförde­
rung 

Sortieren 
und 

Verpa­
cken 

INSGESAMT 
Markt­
rück­

nahme 

Beförde­
rung 

Sortieren 
und 

Verpa­
cken 

INSGESAMT 

(a) (b) (c) (d) (e) = (b) + (c) + (d) (f) (g) (h) (i) (j) = (g) + (h) + (i) (k) = (a) + (f) (l) = (e) + (j) 

Orangen             

Clementinen             

Mandarinen             

Zitronen             

Zitrusfrüchte insgesamt             

Pfirsiche             

Nektarinen             

Pfirsiche und Nektarinen insge­
samt             

Kohl             

Blumenkohl/Karfiol und Roma­
nesco             

Pilze             

Beerenobst             

Kirschen             

Kakifrüchte             

Sonstiges insgesamt             

INSGESAMT             

Hinweis: Für jede Mitteilung ist eine Excel-Datei auszufüllen.   
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MITTEILUNG ÜBER MARKTRÜCKNAHMEN — ANDERE BESTIMMUNGSZWECKE  

Mitgliedstaat: … Abgedeckter Zeitraum: … Datum: …  

Erzeugnis 

Erzeugerorganisationen Nichtmitglieder-Erzeuger 

Mengen insge­
samt 

(t) 

Finanzielle 
Unterstützung 
der Union ins­

gesamt 
(EUR) 

Mengen 
(t) 

Finanzielle 
Unterstützung 

der Union 
(in Euro) 

Mengen 
(t) 

Finanzielle 
Unterstützung 

der Union 
(in Euro) 

(a) (b) (c) (d) (e) = (a) + (c) (f) = (b) + (d) 

Äpfel       

Birnen       

Äpfel und Birnen insge­
samt       

Tomaten/Paradeiser       

Karotten       

Gemüsepaprika oder Paprika 
ohne brennenden Ge­
schmack       

Gurken und Cornichons       

Gemüse insgesamt       

Pflaumen       

Frische Tafeltrauben       

Kiwifrüchte       

Sonstiges Obst insgesamt       

Orangen       

Clementinen       

Mandarinen       

Zitronen       

Zitrusfrüchte insgesamt       

Pfirsiche       

Nektarinen       

Pfirsiche und Nektarinen 
insgesamt       

Kohl       
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Erzeugnis 

Erzeugerorganisationen Nichtmitglieder-Erzeuger 

Mengen insge­
samt 

(t) 

Finanzielle 
Unterstützung 
der Union ins­

gesamt 
(EUR) 

Mengen 
(t) 

Finanzielle 
Unterstützung 

der Union 
(in Euro) 

Mengen 
(t) 

Finanzielle 
Unterstützung 

der Union 
(in Euro) 

(a) (b) (c) (d) (e) = (a) + (c) (f) = (b) + (d) 

Blumenkohl/Karfiol und Ro­
manesco       

Pilze       

Beerenobst       

Kirschen       

Kakifrüchte       

Sonstiges insgesamt       

INSGESAMT       

Hinweis: Für jede Mitteilung ist eine Excel-Datei auszufüllen.  

MITTEILUNG ÜBER NICHTERNTEN UND ERNTE VOR DER REIFUNG  

Mitgliedstaat: … Abgedeckter Zeitraum: … Datum: …  

Erzeugnis 

Erzeugerorganisationen Nichtmitglieder-Erzeuger 

Mengen ins­
gesamt 

(t) 

Finanzielle 
Unterstüt­
zung der 

Union insge­
samt (EUR) 

Fläche 
(ha) 

Mengen 
(t) 

Finanziel­
le Unter­
stützung 

der 
Union 
(EUR) 

Fläche 
(ha) 

Mengen 
(t) 

Finanziel­
le Unter­
stützung 

der 
Union 
(EUR) 

(a) (b) (c) (d) (e) (f) (g) = (b) + (e) (h) = (c) + (f) 

Äpfel         

Birnen         

Äpfel und Birnen ins­
gesamt         

Tomaten/Paradeiser         

Karotten         

Gemüsepaprika oder 
Paprika ohne brennenden 
Geschmack         

Gurken und Cornichons         

Gemüse insgesamt         

Pflaumen         

Frische Tafeltrauben         

Kiwifrüchte         

Sonstiges Obst insge­
samt         
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Erzeugnis 

Erzeugerorganisationen Nichtmitglieder-Erzeuger 

Mengen ins­
gesamt 

(t) 

Finanzielle 
Unterstüt­
zung der 

Union insge­
samt (EUR) 

Fläche 
(ha) 

Mengen 
(t) 

Finanziel­
le Unter­
stützung 

der 
Union 
(EUR) 

Fläche 
(ha) 

Mengen 
(t) 

Finanziel­
le Unter­
stützung 

der 
Union 
(EUR) 

(a) (b) (c) (d) (e) (f) (g) = (b) + (e) (h) = (c) + (f) 

Orangen         

Clementinen         

Mandarinen         

Zitronen         

Zitrusfrüchte insge­
samt         

Pfirsiche         

Nektarinen         

Pfirsiche und Nektari­
nen insgesamt         

Kohl         

Blumenkohl/Karfiol und 
Romanesco         

Pilze         

Beerenobst         

Kirschen         

Kakifrüchte         

Sonstiges insgesamt         

INSGESAMT         

Hinweis: Für jede Mitteilung ist eine Excel-Datei auszufüllen.   
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ANHANG IV 

Mit der ersten Mitteilung gemäss Artikel 11 Absatz 2 zu Übermittelnde Vorlagen 

MARKTRÜCKNAHMEN — ANDERE BESTIMMUNGSZWECKE  

Vom Mitgliedstaat gemäß Artikel 79 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 und Artikel 5 der 
vorliegenden Verordnung festgesetzte Höchstbeträge der Unterstützung 

Mitgliedstaat: … Datum: …  

Erzeugnis Beitrag der Erzeugerorganisation 
(EUR/100 kg) 

Finanzielle Unterstützung der Union 
(EUR/100 kg) 

Äpfel   

Birnen   

Tomaten/Paradeiser   

Karotten   

Kohl   

Gemüsepaprika oder Paprika ohne 
brennenden Geschmack   

Blumenkohl/Karfiol und Romanesco   

Gurken und Cornichons   

Pilze   

Pflaumen   

Beerenobst   

Frische Tafeltrauben   

Kiwifrüchte   

Orangen   

Clementinen   

Mandarinen   

Zitronen   

Pfirsiche   

Nektarinen   

Kirschen   

Kakifrüchte    
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NICHTERNTEN UND ERNTE VOR DER REIFUNG  

Vom Mitgliedstaat gemäß Artikel 85 Absatz 4 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 und Artikel 7 der 
vorliegenden Verordnung festgesetzte Höchstbeträge der Unterstützung 

Mitgliedstaat: … Datum: …  

Erzeugnis 

Freiland Unterglas 

Beitrag der Erzeu­
gerorganisation 

(EUR/ha) 

Finanzielle Unter­
stützung der Union 

(EUR/ha) 

Beitrag der Erzeu­
gerorganisation 

(EUR/ha) 

Finanzielle Unter­
stützung der Union 

(EUR/ha) 

Äpfel     

Birnen     

Tomaten/Paradeiser     

Karotten     

Kohl     

Gemüsepaprika oder Paprika ohne 
brennenden Geschmack     

Blumenkohl/Karfiol und Romanesco     

Gurken und Cornichons     

Pilze     

Pflaumen     

Beerenobst     

Frische Tafeltrauben     

Kiwifrüchte     

Orangen     

Clementinen     

Mandarinen     

Zitronen     

Pfirsiche     

Nektarinen     

Kirschen     

Kakifrüchte       
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/922 DER KOMMISSION 

vom 10. Juni 2016 

zur Änderung des Anhangs II der Verordnung (EU) Nr. 206/2010 in Bezug auf die Liste der 
Drittländer, Gebiete oder Teile davon, aus denen das Verbringen frischen Fleisches in die Union 

zulässig ist 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs (1), insbesondere auf den einleitenden Satz von Artikel 8, Artikel 8 Nummer 1 Unterabsatz 1, Artikel 8 
Nummer 4 und auf Artikel 9 Absatz 4 Buchstabe c, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) Nr. 206/2010 der Kommission (2) enthält unter anderem die Bedingungen für das 
Verbringen von Sendungen mit frischem Fleisch bestimmter Huftiere in die Union. Anhang II Teil 1 der 
genannten Verordnung enthält eine Liste der Drittländer, Gebiete und Teile davon, aus denen solche Sendungen in 
die Union verbracht werden dürfen, sowie die besonderen Bedingungen oder die von bestimmten Drittländern 
verlangten zusätzlichen Garantien. 

(2)  Zum Zweck der Aufnahme in diese Liste wurde für Argentinien und Brasilien eine Abgrenzung von Gebieten 
vorgenommen. In Anhang II Teil 1 der Verordnung (EU) Nr. 206/2010 sind die abgegrenzten Gebiete als Teile der 
Länder aufgeführt, aus denen das Verbringen von Sendungen mit frischem Fleisch bestimmter Huftiere in die 
Union zulässig ist. 

(3)  In Anhang II Teil 1 der Verordnung (EU) Nr. 206/2010 sind vier Teile des argentinischen Hoheitsgebiets 
aufgeführt, aus denen das Verbringen von Sendungen mit frischem Fleisch bestimmter Huftiere in die Union 
zulässig ist. Die Daten, ab denen diese Tiere geschlachtet werden dürfen, damit ihr frisches Fleisch in die Union 
verbracht werden darf, sind für die einzelnen Teile des argentinischen Hoheitsgebiets als „Anfangsdaten“ 
angegeben. Um bestimmte mit dem Verbringen des frischen Fleisches in die Union verbundene Tiergesund­
heitsrisiken auszuschließen, gelten für einige dieser Teile zusätzliche Garantien und besondere Bedingungen. 

(4)  Argentinien hat beantragt, die Aufführung dieser Teile seines Hoheitsgebiets zu aktualisieren, um bestimmte Teile 
seines Hoheitsgebiets — abhängig davon, ob für sie zusätzliche Garantien und besondere Bedingungen gelten 
oder nicht — zusammenzulegen. Dadurch soll die Gebietsabgrenzung in Argentinien deutlicher werden. Da 
aufgrund der gegenwärtigen Abgrenzung verschiedene Anfangsdaten anwendbar sind, sollte das jüngste 
Anfangsdatum der zusammengelegten Teile des Hoheitsgebiets gelten. In einer Fußnote sollte angegeben werden, 
dass das Verbringen frischen Fleisches frei lebender Huftiere, auf die die Bescheinigung „RUW“ anwendbar ist, 
nicht aus allen dieser Teile Argentiniens zulässig ist. 

(5)  Das festgelegte, streng überwachte Gebiet Argentiniens entlang der Grenze zu Bolivien und Paraguay gehört jetzt 
zu dem von der Weltorganisation für Tiergesundheit (OIE) als „frei von Maul- und Klauenseuche (MKS) mit 
Impfung“ anerkannten argentinischen Hoheitsgebiet (3). Argentinien hat beantragt, dieses Gebiet für das 
Verbringen frischen Fleisches bestimmter als Haustiere gehaltener und frei lebender Huftiere in die Union 
zuzulassen. Da dieses Gebiet als „MKS-frei mit Impfung“ anerkannt ist und Argentinien zu seinem Antrag 
ausreichende Tiergesundheitsgarantien gegeben hat, sollte dieses Gebiet für das Verbringen frischen Fleisches 
bestimmter als Haustiere gehaltener und frei lebender Huftiere in die Union mit den gleichen zusätzlichen 
Garantien zugelassen werden, die für die übrigen Teile Argentiniens gelten, welche „MKS-frei mit Impfung“ sind. 
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(6)  Das festgelegte, streng überwachte Gebiet Brasiliens entlang der Grenze zu Paraguay gehört jetzt zu dem von der 
Weltorganisation für Tiergesundheit (OIE) als „frei von Maul- und Klauenseuche (MKS) mit Impfung“ anerkannten 
brasilianischen Hoheitsgebiet (1). Brasilien hat beantragt, dieses Gebiet für das Verbringen frischen Fleisches von 
Hausrindern in die Union zuzulassen. Da dieses Gebiet als „MKS-frei mit Impfung“ anerkannt ist und Brasilien zu 
seinem Antrag ausreichende Tiergesundheitsgarantien gegeben hat, sollte dieses Gebiet für das Verbringen frischen 
Fleisches von Hausrindern in die Union mit den gleichen zusätzlichen Garantien zugelassen werden, die für die 
übrigen Teile Brasiliens gelten, welche „MKS-frei mit Impfung“ sind. 

(7)  Daher sollte Anhang II Teil 1 der Verordnung (EU) Nr. 206/2010 entsprechend geändert werden. 

(8)  Damit es zu keiner Unterbrechung beim Verbringen von Sendungen mit frischem Fleisch bestimmter Huftiere in 
die Union kommt, sollten Veterinärbescheinigungen mit dem Gebietscode AR-4, die vor den mit der vorliegenden 
Verordnung eingeführten Änderungen im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 206/2010 ausgestellt worden 
sind, übergangsweise weiterhin zugelassen sein. 

(9)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II Teil 1 der Verordnung (EU) Nr. 206/2010 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Übergangsbestimmungen 

Sendungen mit frischem Fleisch bestimmter Huftiere aus Argentinien, denen eine vor den mit der vorliegenden 
Verordnung eingeführten Änderungen ausgestellte Veterinärbescheinigung für frisches Fleisch mit dem Gebietscode AR-4 
gemäß Anhang II Teil 1 der Verordnung (EU) Nr. 206/2010 beigefügt ist, werden übergangsweise bis 1. September 2016 
weiterhin für ein Verbringen in die Union zugelassen, sofern die Bescheinigung nicht nach dem 1. August 2016 
ausgestellt worden ist. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. Juni 2016 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Anhang II Teil 1 der Verordnung (EU) Nr. 206/2010 wird wie folgt geändert:  

1. Der Eintrag zu Argentinien erhält folgende Fassung: 

„AR — Argenti­
nien 

AR-0 Gesamtes Hoheitsgebiet EQU     

AR-1 Die Provinzen 

Buenos Aires, 

Catamarca, 

Corrientes (*), 

Entre Ríos, 

La Rioja, 

Mendoza, 

Misiones, 

Teile von Neuquén (ausgenommen die unter AR-2 genannten Gebiete), 

Teile von Río Negro (ausgenommen die unter AR-2 genannten Gebiete), 

San Juan, 

San Luis, 

Santa Fe, 

Tucumán, 

Córdoba, 

La Pampa, 

Santiago del Estero, 

Chaco, 

Formosa, 

Jujuy, 

Salta (ausgenommen die unter AR-3 genannten Gebiete) 

BOV 

RUF 

RUW (*) 

A 1  1. August 2010 

AR-2 Die Provinzen 

Chubut, 

Santa Cruz, 

Tierra del Fuego,  

BOV 

OVI 

RUW 

RUF    

1. August 2008 
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Teile von Neuquén (ausgenommen in Confluencia die Zone östlich der 
Provinzstraße 17 und in Picún Leufú die Zone östlich der Provinz­
straße 17), 

Teile von Río Negro (ausgenommen in Avellaneda die Zone nördlich der 
Provinzstraße 7 und östlich der Provinzstraße 250, in Conesa die Zone 
östlich der Provinzstraße 2, in El Cuy die Zone nördlich der Provinzstraße 7 
von deren Schnittpunkt mit der Provinzstraße 66 bis zur Grenze zum Be­
zirk Avellaneda, und in San Antonio die Zone östlich der Provinzstra­
ßen 250 und 2) 

AR-3 Teile von Salta: das 25 km breite Gebiet entlang der Grenze zu Bolivien 
und Paraguay, das sich vom Departamento Santa Catalina in der Provinz 
Jujuy bis zum Departamento Laishi in der Provinz Formosa erstreckt (ehe­
mals eine streng überwachte Pufferzone) 

BOV 

RUF 

RUW 

A 1  1. Juli 2016 

(*)  ‚RUW‘: Außer den folgenden Bezirken der Provinz Corrientes: die Bezirke Berón de Astrada, Capital, Empedrado, General Paz, Itati, Mbucuruyá, San Cosme und San Luís del Palmar.“   

2. Der Eintrag zu Brasilien erhält folgende Fassung: 

„BR — Brasilien BR-0 Gesamtes Hoheitsgebiet EQU     

BR-1 Bundesstaat Minas Gerais, 

Bundesstaat Espírito Santo, 

Bundesstaat Goiás, 

Bundesstaat Mato Grosso, 

Bundesstaat Rio Grande do Sul, 

Bundesstaat Mato Grosso do Sul (ausgenommen die unter BR-4 genannten 
Gebiete) 

BOV A und H 1  1. Dezember 
2008 

BR-2 Bundesstaat Santa Catarina BOV A und H 1  31. Januar 2008 

BR-3 Bundesstaaten Paraná und São Paulo BOV A und H 1  1. August 2008 

BR-4 Teile des Bundesstaats Mato Grosso do Sul: das 15 km breite Gebiet ent­
lang den Außengrenzen in den Gemeinden Porto Murtinho, Caracol, Bela 
Vista, Antônio João, Ponta Porã, Aral Moreira, Coronel Sapucaia, Paranhos, 
Sete Quedas, Japorã und Mundo Novo sowie das Gebiet in den Gemeinden 
Corumbá und Ladário (ehemals eine festgelegte, streng überwachte Zone) 

BOV A und H 1  1. Juli 2016“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2016/923 DER KOMMISSION 

vom 10. Juni 2016 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. Juni 2016 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA  136,7 

TR  69,0 

ZZ  102,9 

0709 93 10 TR  145,6 

ZZ  145,6 

0805 50 10 AR  175,8 

IL  134,0 

MA  106,8 

TR  157,0 

ZA  179,9 

ZZ  150,7 

0808 10 80 AR  121,5 

BR  107,0 

CL  135,0 

CN  102,3 

NZ  149,7 

US  180,4 

UY  107,2 

ZA  123,6 

ZZ  128,3 

0809 10 00 TR  269,1 

ZZ  269,1 

0809 29 00 TR  527,5 

US  888,6 

ZZ  708,1 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 1301/2014 der Kommission vom 18. November 2014 
über die technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems „Energie“ des 

Eisenbahnsystems in der Europäischen Union 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 356 vom 12. Dezember 2014) 

Auf Seite 198, Anhang, Abschnitt 4.3.2, Reihe 6 Spalte 1 der Tabelle: 

Anstatt:  „Oberschwingungen und dynamische Effekte in Wechselstromsystemen“ 

muss es heißen:  „Oberschwingungen und dynamische Effekte in AC-Systemen“. 

Auf Seite 205, Anhang, Abschnitt 6.3.1 Absatz 2: 

Anstatt: „Für die auf diese Weise bewerteten Interoperabilitätskomponenten muss keine EG-Konformitäts­
erklärung und/oder EG-Gebrauchstauglichkeitserklärung ausgestellt werden.“ 

muss es heißen: „Für die auf diese Weise bewerteten Interoperabilitätskomponenten darf keine EG-Konformitäts­
erklärung und/oder EG-Gebrauchstauglichkeitserklärung ausgestellt werden.“  
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